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Beschluss
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes über das Inverkehrbringen, die Rück-
nahme und die umweltverträgliche Entsorgung von Elektro- und
Elektronikgeräten (Elektro- und Elektronikgerätegesetz - ElektroG)

Der Bundesrat hat in seiner 803. Sitzung am 24. September 2004 beschlossen, zu
dem am 3. September 2004 zugeleiteten Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2
Satz 3 des Grundgesetzes eine Verlängerung der Frist zur Stellungnahme zu verlan-
gen.

Begründung:

Auf Grund der komplexen Regelungsmaterie und der widerstreitenden Interes-
sen der Betroffenen ist eine gründliche Beratung des Gesetzentwurfes notwen-
dig. Im Rahmen der Länderanhörung konnte eine Vielzahl grundsätzlicher Fra-
gen nicht abschließend geklärt werden, so dass diese im Rahmen des Bundes-
ratsverfahrens abzuarbeiten sind. Eine vorläufige Länderabfrage lässt eine Viel-
zahl von Anträgen erwarten, die einer gründlichen Beratung bedürfen. Der be-
stehende Beratungsbedarf macht somit eine Verlängerung der Frist zur Stellung-
nahme erforderlich.


